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Abwägungsentscheidung bei der Zulassung von 
Pf lanzensch utzm ittel n 
Authorization of Plant Protection Products - Careful consideration on the basis of the nature and extent of the 
expected benefits and the risks likely to arise 
Von Volker Kaus 
Zusammenfassung 
Die Zulassung eines Pflanzenschutzmittels durch die Biologi-
sche Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA) setzt 
eine umfassende Nutzen-/Risiko-Abwägung auf der Grundlage 
des Standes von Wissenschaft und Technik voraus. Der Stand 
von Wissenschaft und Technik ist mit Anhang VI der Richtlinie 
91/414/EWG verbindlich geregelt. Darüber hinaus gehende na-
tionale Zulassungsanforderungen sind unzulässig. Bei der Nut-
zenbetrachtung sind auch wirtschaftliche Nutzenaspekte, welche 
die Sphäre der Landwirtschaft betreffen, zu berücksichtigen. 
Verweigert eine Einvernehmensbehörde (Umweltbundesamt -
UBA - bzw. Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher-
schutz und Veterinärmedizin - BgVV -) auf Grund der Betrach-
tung des Risikopotentials in ihrem beschränkten Zuständigkeits-
bereich ihr Einvernehmen zur Zulassung, ist dies mit der Richt-
linie 91/414/EWG nicht zu vereinbaren. 
Stichwörter: BEA-Zulassung, UBA/BgVV-Einvernehmen, 
Nutzen-/Risiko-Abwägung, Stand von Wissenschaft und Tech-
nik, nationale Zulassungsanforderungen, wirtschaftliche Nut-
zenaspekte 
Abstract 
The authorization of a PPP requires a careful consideration of the 
nature and extent of the expected benefits and the iisks likely to 
arise. The authorization requirements have to encompass the sci-
entific and technical knowledge, which is finally regulated in An-
nex VI of Directive 91/414/EEC. Therefore national require-
ments of authorization have tobe in line with Annex VI. The as-
sessment of the expected benefits has to include the economical 
benefits for the farmers, too. The refusal of an authorization - is-
sued by an authority which acts in cooperation with BBA- based 
on risk aspects hereby excluding beneficial aspects is not consis-
tent with Directive 91/414/EEC. Authorization cannot be granted 
by BBA without consent from UBA and BgVV. 
Key words: BBA-authorization, UBA/BgVV-consent, benefit-/ 
risk-assessment, scientific and technical knowledge, national 
authorization requirements, economical benefits 
Einleitung 
Ein Pflanzenschutzmittel darf in der Europäischen Union nur 
dann in den Verkehr gebracht und angewandt werden, wenn es 
eine Zulassung seitens der in jedem Mitgliedstaat dafür zustän-
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digen Zulassungsbehörde erhalten hat. Insbesondere seit der 
sogenannten Paraquat-Entscheidung des Bundesverwaltungsge-
richts aus dem Jahre 1988 11 wird national darüber kontrovers dis-
kutiert, in welchem Umfang eine Nutzen-/Risiko-Abwägung 
seitens der am Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel 
beteiligten Behörden durchzuführen ist. 
Rechtslage in der Europäischen Union 
1 Zulassungsvorschriften 
Art. 4 der Richtlinie 9 l/4 l 4/EWG2l regelt die Gewährung, Über-
prüfung und Entziehung der Zulassung für Pflanzenschutzmittel 
in der Europäischen Union. Da Art. lO Abs. 1 der Richtlinie 
91/414/EWG den Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung der 
Zulassung eines einmal in einem Mitgliedstaat zugelassenen 
Pflanzenschutzmittels postuliert, bedarf es eines Instrumentari-
ums, damit die zahlreichen insbesondere in Art. 4 vorhandenen 
unbestimmten Rechtsbegriffe (z. B. unannehmbare Auswirkun-
gen) seitens der nationalen Zulassungsbehörden übereinstim-
mend ausgefüllt werden. 
2 Konkretisierung unbestimmter Rechtsbegriffe 
Mit Anhang VI der Richtlinie 9 l/4 l 4/EWG3l soll sichergestellt 
werden, dass die Mitgliedstaaten bei der Zulassung von Pflan-
zenschutzmitteln die in Art. 4 Abs. 1 b), c), d) und e) der Basis-
richtlinie genannten Anforderungen einheitlich und mit der Kon-
sequenz anwenden, die in dieser bezüglich des Schutzes der Ge-
sundheit von Mensch und Tier sowie der Umwelt gefordert wird. 
Deshalb werden in Anhang VI Entscheidungskriterien vorge-
geben, mit denen das Risikopotential des zur Zulassung anste-
henden Produkts abgeschätzt werden soll. Dabei setzt die Ertei-
lung der Zulassung grundsätzlich voraus, dass alle Anforderun-
gen des Abschnitts 2. (Spezielle Grundsätze) im Kapitel C. (Ent-
scheidungsverfahren) erfüllt sind. 
Eine Besonderheit ist, dass einige unbestimmte Rechtsbegriffe 
über sog. Ausschlusskriterien definiert werden, die einer Nut-
" BVerwG, Urteil vom 10. 11. 1988 - Az.: 3 C 19/87 -, NVwZ-RR 1990, 
s. 134. 
21 Richtlinie des Rates vom 15. 07. 1991 über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln (ABI. EG Nr. L 230 vom 19.08.1991, S. 1; Berichtigung in 
ABI. EG Nr. L 170 vom 25. 06. 1992, S. 40). 
3
' Richtlinie 97 /57 /EG des Rates vom 22. September 1997 zur Festlegung des 
Anhangs VI der Richtlinie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln (ABI. EG Nr. L 265 vom 27. 09. 1997, S. 87). 
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zen-/Risiko-Abwägung nicht zugänglich sein sollen. Ein klassi-
sches Beispiel dafür ist der Bereich Grundwasser. Bei Grund-
wasser wird daher, wie auch beim Schutz der Gesundheit von 
Mensch und Tier, von einem absoluten Schutzgut gesprochen. 
Im Regelfall sind die Entscheidungskriterien aber so offen 
gestaltet, dass den Zulassungsbehörden eine Nutzen-/Risiko-Ab-
wägung aufgegeben ist. Werden die Anforderungen in Kapitel C. 
Abschnitte 2.1. (Wirksamkeit), 2.2. (Fehlen von unannehmbaren 
Auswirkungen auf Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse), 2.3 
(Auswirkungen auf die zu bekämpfenden Wirbeltiere) oder 2.7. 
(Physikalische und chemische Eigenschaften) auch nicht voll er-
füllt, wird die Zulassung dennoch gewährt, wenn der Nutzen des 
Pflanzenschutzmittels bei den angegebenen Verwendungsbedin-
gungen größer ist als die potentiellen Nebenwirkungen bei der 
Anwendung. 
Zwar ist Abschnitt 2.5. (Einfluss auf die Umwelt) in Kapitel C. 
Abschnitt 1.8. a) nicht ausdrücklich genannt. Daraus kann aber 
bei einem Blick auf die Rechtsgrundlage des Art. 4 Abs. 1 b) Zif-
fer v) und einem Vergleich zu Art. 4 Abs. 1 b) Ziffer iv), in wel-
chem die absoluten Schutzgüter genannt werden, nicht geschlos-
sen werden, dass der Bereich der Umwelt allgemein einer Nut-
zen-/Risiko-Abwägung nicht zugänglich wäre. Da das Grund-
wasser selbst ein absolutes Schutzgut darstellt, aber Teil des (re-
lativen) Schutzgutes Umwelt ist, ist die Umwelt somit nur parti-
ell einer Nutzen-/Risiko-Abwägung nicht zugänglich. 
In Kapitel C. Abschnitt 1.8. a) werden beispielhaft Nutzenkri-
terien aufgeführt, wobei die Beachtung des Nutzens im Rahmen 
einer Güterabwägung noch an zahlreichen anderen Stellen des 
Anhangs VI angesprochen wird. 
Im Abwägungsprozess sollen die Nutzen- und die Risiko-Ge-
sichtspunkte grundsätzlich in einem abgestuften Verfahren ge-
prüft werden. Ausweislich Kapitel C. Abschnitt 1.8. a) Anhang 
VI der Richtlinie 91/414/EWG sind Nutzenerwägungen nur dann 
anzustellen, wenn ein oder mehrere der genannten (Risiko-)Ent-
scheidungskriterien nicht voll erfüllt sind. Ist in einem solchen 
Fall der Nutzen des Pflanzenschutzmittels bei den angegebenen 
Verwendungsbedingungen größer als die potentiellen Nebenwir-
kungen bei der Anwendung, ist die Zulassung zu erteilen. 
Eine Modifikation gilt für Pflanzenschutzmittel mit neuen 
Wirkstoffen gemäß Art. 8 Abs. 1 der Richtlinie 91/414/EWG. 
Dieser besagt, dass abweichend von Art. 4 ein Mitgliedstaat mit 
dem Ziel, eine schrittweise Beurteilung der Eigenschaften neuer 
Wirkstoffe zu ermöglichen und den Zugang der Landwirte zu 
neuen Zubereitungen zu erleichtern, eine vorläufige Zulassung 
von drei Jahren aussprechen darf, obwohl der Wirkstoff noch 
keine Aufnahme in Anhang I der Richtlinie 9 l/414/EWG gefun-
den hat. Im Falle von neuen Wirkstoffen soll folglich die natio-
nale Zulassungsbehörde dem Nutzen ein höheres Gewicht bei-
messen als dies in Anhang VI Kapitel C. Abschnitt 1.8. a) vorge-
sehen ist. 
Eine weitere Modifikation ist bei der Verbindung der Zulas-
sung mit Bedingungen oder Beschränkungen zu beachten. Art 
und Schwere dieser Maßnahmen sind auf Grund von Art und 
Umfang des Nutzens und der Risiken, die zu erwarten sind, zu 
bestimmen und müssen angemessen sein. Bei der Entscheidung 
über die Verbindung der Zulassung mit Anwendungsbestimmun-
gen und/oder Auflagen gilt folglich ein gleichgeordnetes und 
kein abgestuftes Prüfverhältnis . 
Zulassung in Deutschland 
1 Umsetzung der EU-Zulassungsvorschriften 
Art. 4 der Richtlinie 91/414/EWG ist mit § 15 PflSchG4> 
in nationales Recht umgesetzt worden. Mit § l a Abs. 6 Pflan-
zenschutzmittelverordnung5> wird Anhang VI der Richtlinie 
91/414/EWG zur verbindlichen Entscheidungsgrundlage für die 
Prüfung von Anträgen und die Erteilung der nationalen Pflan-
zenschutzmittel-Zulassungen gemacht. Aus § 1 Abs. 2 Pflanzen-
schutzmittelverordnung ergibt sich, dass der Antrag hinsichtlich 
der erforderlichen Angaben und der durchzuführenden Untersu-
chungen den Anforderungen der Anhänge II (Wirkstoffdossier) 
und III (Zubereitungsdossier) der Richtlinie 91/414/EWG ent-
sprechen muss. Darüber hinaus gehende Unterlagen können 
folglich grundsätzlich nicht gefordert werden. 
2 Stand von Wissenschaft und Technik 
Problematisch bei der Gesamtbeurteilung eines Pflanzenschutz-
mittels ist die zwischen den am Zulassungsverfahren beteiligten 
Behörden fehlende Einigung auf eine allgemein akzeptierte Be-
urteilungsgrundlage hinsichtlich des Standes von Wissenschaft 
und Technik. 
Da Art. 4 Abs . l b) der Richtlinie 91/414/EWG und Kapitel B. 
„Bewertung" Abschnitt l. l. „Allgemeine Grundsätze" des An-
hangs VI der Richtlinie 911414/EWG von den Mitgliedstaaten 
fordern, bei der Prüfung von Anträgen und der Erteilung von Zu-
lassungen den jeweiligen Stand der wissenschaftlichen und tech-
nischen Kenntnisse zu Grunde zu legen, besteht bei extensiver 
Auslegung die Gefahr, dass der Antragsteller zu keinem Zeit-
punkt sicher sein kann, einen vollständigen Antrag vorgelegt zu 
haben, wenn nicht eine sachliche Begrenzung erfolgt. Der Antrag 
bliebe ansonsten bis zur endgültigen Zulassungsentscheidung 
quasi „schwebend unwirksam", was der planerischen Sicherheit 
im Sinne von Rechtssicherheit für den Antragsteller widerspre-
chen würde. Die Nachvollziehbarkeit und Berechenbarkeit von 
Behördenentscheidungen ist aber ein rechtsstaatliches Gebot. In 
diesem Sinne muss die Begründung im Zulassungsbescheid er-
kennen lassen, dass eine auf den Einzelfall bezogene umfassende 
Abwägungsentscheidung zumindest bezüglich der „relativen" 
Schutzgüter stattgefunden hat und die Bewertungsmaßstäbe auf-
zeigen. 
Im Hinblick auf den zu beachtenden Rechtsstaatsgrundsatz ist 
für die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln zunächst erforder-
lich, dass die wissenschaftlichen Erkenntnisse die Voraussetzung 
der Rationalität, d. h. begriffliche Klarheit, Widerspruchsfreiheit 
und Kohärenz erfüllen. Hinzu kommen müssen noch Objekti-
vität, Reliabilität und Validität ergänzt durch räumliche und 
zeitliche Repräsentativität. Diese Kriterien sind wegen der 
vollen gerichtlichen Überprüfbarkeit der Zulassungsentschei-
dung zwingend. 
Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (BML) hat in seinem Bericht vom 14. Januar 2000 an den 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des Deut-
schen Bundestages6> die Abhängigkeit der dem Zulassungs-
verfahren zugrunde zu legenden nationalen Parameter von 
gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnissen ausdrücklich be-
stätigt. Hinsichtlich der Definition des Standes der Technik kann 
nichts anderes gelten. 
Speziell für den Pflanzenschutzbereich zu berücksichtigen ist 
darüber hinaus die Grundentscheidung in der Europäischen 
Union, einheitliche Bewertungsmaßstäbe in Anhang VI der 
Richtlinie 91/414/EWG zur Grundlage der Behördenentschei-
41 Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz - PflSchG) 
vom 14. 05. 1998 (BGB!. I S. 950) in der Fassung vom 27. 11. 1998 (BGB!. 
I S. 3512). 
s1 Verordnung über Pflanzenschutzmittel und Pflanzenschutzgeräte (Pflan-
zenschutzmittelverordnung) vom 17. 08.1998(BGB!.1 S. 2156). 
61 Bericht über die Situation bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
vom 14. OL 2000 (Az.: 3527/4317/3674- Referat 313 - 313-3320-0/2). 
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dungen in den Mitgliedstaaten zu machen. Der Stand der wis-
senschaftlichen Erkenntnisse und der Technik ist in den Anhän-
gen II, III (Anforderungen an die vorzulegenden Daten für Wirk-
stoff und Pflanzenschutzmittel) und VI (Einheitliche Bewer-
tungsgrundsätze) der Richtlinie 911414/EWG in ausführlicher 
Weise abschließend beschrieben. Art. 18 Abs. 2 der Richtlinie 
91/414/EWG bringt dies zum Ausdruck, wenn er formuliert, dass 
nach dem Verfahren des Art. 19 unter Berücksichtigung des Stan-
des der wissenschaftlichen und technischen Kenntnisse die er-
forderlichen Änderungen der Anhänge II, III, IV, V und VI fest-
gelegt werden. 
Der „Nachteil" dieser gesetzgeberischen Lösung liegt darin, 
dass prinzipiell bis zur Änderung etwa des Anhangs VI der Richt-
linie 911414/EWG dessen Regelungen stets hinter dem weiter-
strebenden wissenschaftlichen und technischen Fortschritt her-
hinken. Diese Systematik ist indes erforderlich, will man dem 
Ziel der Basisrichtlinie 91/414/EWG, der gegenseitigen Aner-
kennung von Zulassungen zwischen den Mitgliedstaaten, ent-
sprechen. Für eine solche Standardisierung auf normativer Ebene 
sprechen aber neben Vereinheitlichungs- auch Vertrauensschutz-
gesichtspunkte. 
Folge dieser eindeutigen Regelung ist, dass der Stand von Wis-
senschaft und Technik nicht nach einem nationalen Maßstab, 
sondern nur nach einem einheitlichen europäischen Maßstab be-
urteilt werden darf. 
3 Nutzen-/Risiko-Abwägung 
Zu betrachten ist nunmehr, wie die von der Richtlinie 
911414/EWG vorgegebene Nutzen-/Risiko-Abwägung insbe-
sondere für den national „kritischen" Bereich des Art. 4 Abs. 1 b) 
der Richtlinie 91/414/EWG durch§ 15 Abs. 1 Nr. 3 e) PflSchG 
(„keine sonstigen nicht vertretbaren Auswirkungen, insbeson-
dere auf den Naturhaushalt") in der Praxis umgesetzt wird. 
3.1 Durchführung der Nutzen-/Risiko-Abwägung 
3.1.1 Verfahrensablauf 
Die BBA entscheidet über das Vorliegen der Zulassungsvoraus-
setzungen hinsichtlich der Gesundheit und der Vermeidung ge-
sundheitlicher Schäden durch Belastung des Bodens im Einver-
nehmen mit dem BgVV. Über das Vorliegen der Voraussetzun-
gen hinsichtlich der Vermeidung von Schäden durch Belastung 
des Naturhaushaltes sowie durch Abfälle des Pflanzenschutzmit-
tels ist im Einvernehmen mit dem UBA zu befinden. Das Ein-
vernehmen stellt nach herrschender Meinung ein Vetorecht im 
Sinne eines Mitentscheidungsrechts dar. Dies hat z. B. zur Folge, 
dass die BBA als „die Zulassungsbehörde" gemäß Pflanzen-
schutzgesetz im Rahmen einer umfassenden Nutzen-/Risiko-
Entscheidung sich daran gehindert sieht, die Zulassung für ein 
Pflanzenschutzmittel auszusprechen, wenn seitens einer am Zu-
lassungsverfahren zu beteiligenden Behörde das Einvernehmen 
allein auf Grund einer reinen Betrachtung des Risikopotentials 
in ihrem beschränkten Zuständigkeitsbereich verweigert wird. 
Im Ergebnis kann es aber gemäß Art. 4 der Richtlinie 
911414/EWG nur eine richtige Zulassungsentscheidung geben, 
unter vollständiger und umfassender Berücksichtigung sämtli-
cher Nutzen- und Risikoaspekte. Die Bindung der BBA an die 
Entscheidungen der Einvernehmensbehörden ohne die Möglich-
keit einer umfassenden Würdigung sämtlicher maßgebender 
Faktoren lässt einen Widerspruch zwischen Sinn und Zweck der 
Regelung über die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln in der 
Richtlinie 91/414/EWG und dem nationalen Verständnis des 
Begriffs „Einvernehmen" zu Tage treten. 
Gemäß dem Willen des Richtliniengebers bedarf daher entwe-
der der Begriff des „Einvernehmens" einer Auslegung in dem 
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Sinne, dass UBA und BgVV nur eine Tatbestandsprüfung in den 
ihnen vom Pflanzenschutzgesetz zugedachten Teilbereichen vor-
zunehmen haben. Die rechtlichen und tatsächlichen Auswirkun-
gen, insbesondere im Hinblick auf Bedingungen und Einschrän-
kungen, welche mit der Zulassung verbunden werden, wären 
dann von der BBA im Rahmen einer Gesamtschau zu bewerten. 
Oder die Einvernehmensbehörden haben ihre Entscheidungen 
im Rahmen einer umfassenden Nutzen-/Risiko-Abwägung zu 
treffen. Dies erscheint aber insofern problematisch, als sich die 
fachliche Zuständigkeit und das Einvernehmen nur auf Teilbe-
reiche der Zulassungskriterien erstrecken. Hier würde sich die 
Bildung eines Forums zwischen BBA, UBA und BgVV anbieten, 
in dem nach tatbestandlicher Prüfung in den Behörden eine 
gemeinsame umfassende und ausgewogene Nutzen-/Risiko-
Beurteilung erfolgen könnte. 
1 
3.1.2 Zu berücksichtigende Nutzenkriterien 
Das UBA hat bereits in seinem Jahresbericht 1993 ausgeführt, 
dass die vom Bundesverwaltungsgericht im Rahmen des Para-
quat-Urteils aufgestellten N utzen-/Risiko-Abwägungskriterien 
nur modifiziert anerkannt werden: 
- Für den Fall, dass sich Auswirkungen auf den Naturhaushalt als 
schädlich erweisen, werde eine weitere Abwägung hinsichtlich 
des Nutzens des Pflanzenschutzmittels abgelehnt. 
- In den Fällen, in denen eine Risiko-/Nutzen-Analyse angezeigt 
erscheine, würde keine wirtschaftliche Nutzenabwägung, we-
der zugunsten des Verbrauchers noch zugunsten des Antrag-
stellers, angestellt. 
Die besondere Strenge bei der Risikobetrachtung beg1ündet 
das UBA mit der Aussage im Paraquat-Urteil, dass unvertretbare 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen sein müssen. Diese 
Formulierung wird offensichtlich dahingehend interpretiert, dass 
jede mögliche Wirkung (z.B. auf aquatische Organismen) mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auszuschließen ist. So 
werden beispielsweise unannehmbare Auswirkungen manchmal 
schon dann unterstellt, wenn die Expositionskonzentration 
einschließlich eines Abschätzungsfaktors gleich oder größer ist 
als die Konzentration, bei der noch Effekte gemessen werden. 
Die Folge ist entweder die Versagung des Einvernehmens bzw. 
der Zulassung, da Triggerfaktoren - die im Recht der Europäi-
schen Union lediglich eine vertiefte Risikoabschätzung auslösen 
sollen - als Ausschlusskriterien („cut-off') angewandt, zur Zu-
lassungsverweigerung führen oder zur Begründung überzogener 
Abstandsauflagen herangezogen werden. 
Die schematische Anwendung von Ausschlusskriterien bzw. 
die Erteilung von Auflagen bei Vermutung von irgendeiner Aus-
wirkung auf den Naturhaushalt unter „worst case", also sehr sel-
tenen Bedingungen, ist weder durch die Richtlinie 91/414/EWG 
noch durch das Pflanzenschutzgesetz zu rechtfertigen, da die Be-
urteilung des Naturhaushalts bereits aufgrund der grundsätzlich 
vorzunehmenden Nutzen-/Risiko-Abwägung diese Vorgehens-
weise nicht zulässt. Kapitel C. Abschnitt 1.8. a) Anhang VI der 
Richtlinie 91/414/EWG ordnet an, dass bei Nichterfüllung von 
Entscheidungskriterien die Zulassung dennoch zu erteilen ist, 
wenn der Nutzen des Pflanzenschutzmittels größer ist als die po-
tentiellen Nebenwirkungen bei der Anwendung. Die behördliche 
Prüfung darf demnach nicht nach Feststellung eines Schadens-
potentials für den Naturhaushalt eingestellt werden, sondern 
muss bis zur umfassenden Beurteilung der Vertretbarkeit der 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt weitergeführt werden. 
Da Anwendungsbestimmungen bzw. Auflagen mit der Zulas-
sung zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier und vor 
sonstigen schädlichen Auswirkungen, insbesondere auf den 
Naturhaushalt, verbunden werden können, ist zu akzeptieren, 
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dass Auswirkungen auf den Naturhaushalt nicht ganz zu verhin-
dern sind und eine positive Vertretbarkeitsentscheidung durch 
Berücksichtigung des Nutzens und Anordnung von Risikomini-
mierungsmaßnahmen zu einer positiven Zulassungsentschei-
dung führen muss. 
Im Übrigen belegt eine Analyse des Pflanzenschutzgesetzes, 
der Paraquat-Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts und 
der Richtlinie 91/414/EWG, dass auch bestimmte Aspekte des 
wirtschaftlichen Nutzens, nämlich diejenigen, welche die Sphäre 
MITTEILUNGEN 
Pflanzenschutzprobleme im ökologischen 
Obstbau und Suche nach sachgerechten 
Lösungen - Bericht über die Besichtigung 
von zwei Betrieben im Alten Land 
Am 1. 9. 1999 wurden zusammen mit Vertretern der Umwelt-
behörde - Amt für Naturschutz und Landespflege, Ökologische 
Forst- und Landwirtschaft- der Freien und Hansestadt Hamburg 
und der Obstbauversuchsanstalt der Landwirtschaftskammer 
Hannover, Jork (Organisation der Besichtigungen), sowie dem 
Ve1fasser zwei Betriebe besichtigt. Beide haben vor ca. fünf J ah-
ren auf ökologischen Obstbau umgestellt. Der eine kam mit den 
Problemen relativ gut zurecht, der andere hatte schwerwiegende 
Pflanzenschutzprobleme und in deren Folge wenige Äpfel am 
Baum. 
Ausgelöst durch die Diskussion um die Kupferspritzmittel und 
die Abstandsauflagen bei Pflanzenschutzmitteln zu Gewässern 
wurde die Besichtigung vom Unterzeichner angeregt. Ziel war 
eine objektive Information über den ökologischen Obstbau und 
seine Probleme sowie die Suche nach Lösungen. 
Zu den Rahmenbedingungen 
In Norddeutschland wirtschaften 25 Betriebe nach den Bedin-
gungen des Verbandes Naturland-Verbund. Im Obstbauversuchs-
ring des Alten Landes e. V. (OVR) liegen davon 13 im nieder-
sächsischen Teil des Alten Landes und drei in Hamburg. Von 987 
Betrieben des OVR sind diese 16 Betriebe 1,6 %. 
Die Beweggründe für die Umstellung waren: 
- persönliche Überzeugung, 
- die Überproduktion bei integrierter Apfelproduktion, 
- die zu niedrigen Anforderungen an die integrierte Produktion, 
- die Förderung nach EU-Richtlinie 2000/78 .92 bei der Umstel-
lung 1400 DM/ha für die ersten 5 Jahre, danach 1200 DM/Jalu-, 
- das Restrisiko des chemischen Pflanzenschutzes, wobei der 
Widerspruch mit dem Kupfer und die noch häufigere Anwen-
dung ungelöst im Raum stehen blieb. 
Beide Betriebe vermarkten über zwei örtliche Händler, einer 
beliefert u. a. die REWE-Handelskette unter dem Logo „Füll-
horn" . Die Erzeugerpreise sind für Äpfel im Durchschnitt der 
Jahre zwei- bis dreimal höher, abhängig von den Preisen aus in-
tegrierter Produktion und dem Angebot aus ökologischer Pro-
duktion. Beide Betriebe haben Pflanzenschutzspritzen, mit de-
nen sie im Ökoanbau zugelassene Pflanzenschutzmittel in aller 
Regel häufiger ausbringen als die integrierten Betriebe, weil die 
Mittel schwächer wirken oder weil sie wegen der Begrenzung 
der maximalen Aufwandmenge pro Jahr, wie beim Kupfer, bei 
der Landwirtschaft betreffen, im Rahmen der vorzunehmenden 
Gesamtschau bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichti-
gen sind. 
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hoher Anwendungshäufigkeit in geringeren Dosen angewendet 
werden müssen, um die lange Infektionszeit bei Schorf abzu-
decken . 10 bis 16 Behandlungen mit geringen Kupfer-Aufwand-
mengen und 10 bis 16 mit Schwefel sind im Apfelbau die Regel. 
Die Anwendung von Kupferoxychlorid gegen Schorf ist durch 
die Auflage NZ 105 auf eine Anwendung pro Jahr auf derselben 
Fläche mit 1,5 kg/ha Präparat je Meter Kronenhöhe = 3 kg/ha 
oder 2,27 kg Cu beschränkt. 
Folgende Mittel wurden angewendet: 
- Quassin gegen Sägewespe - als Pflanzenstärkungsmittel gelis-
tet, 
- Pyrethrin gegen saugende und beißende Insekten, 
-Algen-Präparate zur Fruchtschonung werden in Verbindung 
mit weniger verträglichen Mitteln ausgebracht, 
- Bacillus-thuringiensis-Präparate gegen Eulenraupen, Frost-
spanner, 
- BioBlatt-Mehltaumittel gegen Mehltau am Apfel, 
- div. Kupfer-Präparate gegen Schorf, Sehrotschuss, Valsa-
Krankheit und Obstbaumkrebs, 
- Granulose-Virus-Präparate gegen Apfelwickler und Frucht-
schalenwickler, 
- Schwefel gegen Mehltau, Schorf, 
- RAK 3 + 4/-7 gegen Apfelwickler, Fruchtschalenwickler, 
Apfelbaumglasfüigler, 
- Rapsöle/Paraffinöle gegen Schildläuse, Spinnrnilbeneier, 
Blattlauseier, 
- Kali-Seife (Neudosan) gegen saugende Insekten. 
Die Einsatzhäufigkeit richtet sich streng nach Bedarf, weil die 
Mittel z. T. erheblich teurer sind. 
Beide Betriebsleiter waren der Auffassung, dass ohne Kupfer 
der Öko-Anbau nicht möglich ist, und er würde wie in Dänemark 
durch das Verbot von Kupfer zusammenbrechen (z. Z. soll in 
Dänemark noch ein Betrieb ökologischen Obstbau betreiben). 
Auf die Kupferproblematik wie extrem hohe Persistenz im Bo-
den, regenwurmtoxisch, raubmilbentoxisch, algentoxisch (50 m 
Abstand zu Gewässern) und die Berostungsgefahr angesprochen 
und die Relation zu modernen organischen Pflanzenschutzmit-
teln, die schnell abbauen und keine Nebenwirkungen auf Re-
genwürmer und Raubmilben haben, z. B. Malvin, Delan SC, 
Scala, Chorus (s. Anlage), wurde auf die Richtlinien des ökolo-
gischen Anbaus verwiesen. Die Probleme mit Kupfer sind den 
Betrieben bekannt, auch dass die Kupferpräparate eine hohe Al-
gentoxi zität haben und die Gewässerabstände in aller Regel im 
Alten Land nicht eingehalten werden können. Einer der Betriebe 
hatte deshalb vorbildlich ein Recyclinggerät angeschafft und im 
gesamten Betrieb im 5-rn-Abstand zum Gewässer keine Bäume 
mehr stehen. 
Es bestand weitgehendes Einvernehmen mit den Praktikern 
und unter den Anwesenden, dass die Vorurteile, „alte Pflanzen-
schutzmittel auf anorganischer Basis wie Kupfer sind gut, mo-
derne Pflanzenschutzmittel auf organischer Basis sind schlecht", 
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